
 

 

Bundesgesetz 

über das Internationale Privatrecht 

(IPRG) 

vom 18. Dezember 1987 

 

Art. 13-19, 132-148 

 

Art. 13 

I. Umfang der Verweisung 

Die Verweisung dieses Gesetzes auf ein ausländisches Recht umfasst alle Bestimmungen, die 
nach diesem Recht auf den Sachverhalt anwendbar sind. Die Anwendbarkeit einer Bestim-
mung des ausländischen Rechts ist nicht allein dadurch ausgeschlossen, dass ihr ein öffent-
lichrechtlicher Charakter zugeschrieben wird. 

 

Art. 14 

II. Rück- und Weiterverweisung 

1 Sieht das anwendbare Recht eine Rückverweisung auf das schweizerische Recht oder eine 
Weiterverweisung auf ein anderes ausländisches Recht vor, so ist sie zu beachten, wenn die-
ses Gesetz sie vorsieht. 

2 In Fragen des Personen- oder Familienstandes ist die Rückverweisung auf das schweizeri-
sche Recht zu beachten. 

 

Art. 15 

III. Ausnahmeklausel 

1 Das Recht, auf das dieses Gesetz verweist, ist ausnahmsweise nicht anwendbar, wenn nach 
den gesamten Umständen offensichtlich ist, dass der Sachverhalt mit diesem Recht in nur 
geringem, mit einem anderen Recht jedoch in viel engerem Zusammenhang steht. 

2 Diese Bestimmung ist nicht anwendbar, wenn eine Rechtswahl vorliegt. 

 

 

 

 

 



 

 

Art. 16 

IV. Feststellung ausländischen Rechts 

1 Der Inhalt des anzuwendenden ausländischen Rechts ist von Amtes wegen festzustellen. 
Dazu kann die Mitwirkung der Parteien verlangt werden. Bei vermögensrechtlichen Ansprü-
chen kann der Nachweis den Parteien überbunden werden. 

2 Ist der Inhalt des anzuwendenden ausländischen Rechts nicht feststellbar, so ist schweizeri-
sches Recht anzuwenden. 

 

Art. 17 

V. Vorbehaltsklausel 

Die Anwendung von Bestimmungen eines ausländischen Rechts, ist ausgeschlossen, wenn sie 
zu einem Ergebnis führen würde, das mit dem schweizerischen Ordre public unvereinbar ist. 

 

Art. 18 

VI. Zwingende Anwendung des schweizerischen Rechts 

Vorbehalten bleiben Bestimmungen des schweizerischen Rechts, die wegen ihres besonderen 
Zweckes, unabhängig von dem durch dieses Gesetz bezeichneten Recht, zwingend anzuwen-
den sind. 

 

Art. 19 

VII. Berücksichtigung zwingender Bestimmungen eines ausländischen Rechts 

1 Anstelle des Rechts, das durch dieses Gesetz bezeichnet wird, kann die Bestimmung eines 
andern Rechts, die zwingend angewandt sein will, berücksichtigt werden, wenn nach schwei-
zerischer Rechtsauffassung schützenswerte und offensichtlich überwiegende Interessen einer 
Partei es gebieten und der Sachverhalt mit jenem Recht einen engen Zusammenhang aufweist. 

2 Ob eine solche Bestimmung zu berücksichtigen ist, beurteilt sich nach ihrem Zweck und den 
daraus sich ergebenden Folgen für eine nach schweizerischer Rechtsauffassung sachgerechte 
Entscheidung. 

 

Art. 132 

II. Anwendbares Recht 

1. Im allgemeinen 

a. Rechtswahl 

Die Parteien können nach Eintritt des schädigenden Ereignisses stets vereinbaren, dass das 
Recht am Gerichtsort anzuwenden ist. 



 

 

 

Art. 133 

b. Fehlen einer Rechtswahl 

1 Haben Schädiger und Geschädigter ihren gewöhnlichen Aufenthalt im gleichen Staat, so 
unterstehen Ansprüche aus unerlaubter Handlung dem Recht dieses Staates. 

2 Haben Schädiger und Geschädigter ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht im gleichen Staat, 
so ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem die unerlaubte Handlung begangen worden 
ist. Tritt der Erfolg nicht in dem Staat ein, in dem die unerlaubte Handlung begangen worden 
ist, so ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem der Erfolg eintritt, wenn der Schädiger 
mit dem Eintritt des Erfolges in diesem Staat rechnen musste. 

3 Wird durch eine unerlaubte Handlung ein zwischen Schädiger und Geschädigtem bestehen-
des Rechtsverhältnis verletzt, so unterstehen Ansprüche aus unerlaubter Handlung, ungeachtet 
der Absätze 1 und 2, dem Recht, dem das vorbestehende Rechtsverhältnis unterstellt ist. 

 

Art. 134 

2. Im besonderen 

a. Strassenverkehrsunfälle 

Für Ansprüche aus Strassenverkehrsunfällen gilt das Haager Übereinkommen vom 4. Mai 
19711 über das auf Strassenverkehrsunfälle anwendbare Recht. 

 

Art. 135 

b. Produktemängel 

1 Ansprüche aus Mängeln oder mangelhafter Beschreibung eines Produktes unterstehen nach 
Wahl des Geschädigten: 

a.  
dem Recht des Staates, in dem der Schädiger seine Niederlassung oder, wenn eine sol-
che fehlt, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder  

b.  
dem Recht des Staates, in dem das Produkt erworben worden ist, sofern der Schädiger 
nicht nachweist, dass es in diesem Staat ohne sein Einverständnis in den Handel ge-
langt ist. 

2 Unterstehen Ansprüche aus Mängeln oder mangelhafter Beschreibung eines Produktes aus-
ländischem Recht, so können in der Schweiz keine weitergehenden Leistungen zugesprochen 
werden, als nach schweizerischem Recht für einen solchen Schaden zuzusprechen wären. 

 

 

 

 



 

 

Art. 136 

c. Unlauterer Wettbewerb 

1 Ansprüche aus unlauterem Wettbewerb unterstehen dem Recht des Staates, auf dessen 
Markt die unlautere Handlung ihre Wirkung entfaltet. 

2 Richtet sich die Rechtsverletzung ausschliesslich gegen betriebliche Interessen des Geschä-
digten, so ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem sich die betroffene Niederlassung 
befindet. 

3 Artikel 133 Absatz 3 ist vorbehalten. 

 

Art. 137 

d. Wettbewerbsbehinderung 

1 Ansprüche aus Wettbewerbsbehinderung unterstehen dem Recht des Staates, auf dessen 
Markt der Geschädigte von der Behinderung unmittelbar betroffen ist. 

2 Unterstehen Ansprüche aus Wettbewerbsbehinderung ausländischem Recht, so können in 
der Schweiz keine weitergehenden Leistungen zugesprochen werden als nach schweizeri-
schem Recht für eine unzulässige Wettbewerbsbehinderung zuzusprechen wären. 

 

Art. 138 

e. Immissionen 

Ansprüche aus schädigenden Einwirkungen, die von einem Grundstück ausgehen, unterstehen 
nach Wahl des Geschädigten dem Recht des Staates, in dem das Grundstück liegt, oder dem 
Recht des Staates, in dem der Erfolg einer Einwirkung eintritt. 

 

Art. 139 

f. Persönlichkeitsverletzung 

1 Ansprüche aus Verletzung der Persönlichkeit durch Medien, insbesondere durch Presse, 
Radio, Fernsehen oder durch andere Informationsmittel in der Öffentlichkeit unterstehen nach 
Wahl des Geschädigten: 

a.  
dem Recht des Staates, in dem der Geschädigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
sofern der Schädiger mit dem Eintritt des Erfolges in diesem Staat rechnen musste;  

b.  
dem Recht des Staates, in dem der Urheber der Verletzung seine Niederlassung oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder  

c.  
dem Recht des Staates, in dem der Erfolg der verletzenden Handlung eintritt, sofern 
der Schädiger mit dem Eintritt des Erfolges in diesem Staat rechnen musste. 



 

 

2 Das Gegendarstellungsrecht gegenüber periodisch erscheinenden Medien richtet sich aus-
schliesslich nach dem Recht des Staates, in dem das Druckerzeugnis erschienen ist oder von 
dem aus die Radio- oder Fernsehsendung verbreitet wurde 

3 Absatz 1 ist auch anwendbar auf Ansprüche aus Verletzung der Persönlichkeit durch das 
Bearbeiten von Personendaten sowie aus Beeinträchtigung des Rechts auf Auskunft über Per-
sonendaten.1 

 

Art. 140 

3. Besondere Bestimmungen 

a. Mehrfache Haftpflichtige 

Sind mehrere Personen an einer unerlaubten Handlung beteiligt, so ist für jede von ihnen das 
anwendbare Recht gesondert zu bestimmen, unabhängig von der Art ihrer Beteiligung. 

 

Art. 141 

b. Unmittelbares Forderungsrecht 

Der Geschädigte kann seinen Anspruch direkt gegen den Versicherer des Haftpflichtigen gel-
tend machen, wenn das auf die unerlaubte Handlung oder auf den Versicherungsvertrag an-
wendbare Recht es vorsieht. 

 

Art. 142 

4. Geltungsbereich 

1 Das auf die unerlaubte Handlung anwendbare Recht bestimmt insbesondere die Deliktsfä-
higkeit, die Voraussetzungen und den Umfang der Haftung sowie die Person des Haftpflichti-
gen. 

2 Sicherheits- und Verhaltensvorschriften am Ort der Handlung sind zu berücksichtigen. 

 

Art. 143 

I. Mehrheit von Schuldnern 

1. Ansprüche gegen mehrere Schuldner 

Hat der Gläubiger Ansprüche gegen mehrere Schuldner, so unterstehen die Rechtsfolgen dar-
aus dem Recht, dem das Rechtsverhältnis zwischen dem Gläubiger und dem in Anspruch ge-
nommenen Schuldner unterstellt ist. 

 

 

 



 

 

Art. 144 

2. Rückgriff zwischen Schuldnern 

1 Ein Schuldner kann auf einen anderen Schuldner unmittelbar oder durch Eintritt in die 
Rechtsstellung des Gläubigers insoweit Rückgriff nehmen, als es die Rechte zulassen, denen 
die entsprechenden Schulden unterstehen. 

2 Die Durchführung des Rückgriffs untersteht dem gleichen Recht wie die Schuld des Rück-
griffsverpflichteten. Fragen, die nur das Verhältnis zwischen Gläubiger und Rückgriffsberech-
tigtem betreffen, unterstehen dem Recht, das auf die Schuld des Rückgriffsberechtigten an-
wendbar ist. 

3 Ob einer Einrichtung, die öffentliche Aufgaben wahrnimmt, ein Rückgriffsrecht zusteht, 
bestimmt sich nach dem auf diese Einrichtung anwendbaren Recht. Für die Zulässigkeit und 
die Durchführung des Rückgriffes gelten die Absätze 1 und 2. 

 

Art. 145 

II. Übergang einer Forderung 

1. Abtretung durch Vertrag 

1 Die Abtretung einer Forderung durch Vertrag untersteht dem von den Parteien gewählten 
Recht oder, wenn ein solches fehlt, dem auf die Forderung anzuwendenden Recht. Die 
Rechtswahl ist gegenüber dem Schuldner ohne dessen Zustimmung unwirksam. 

2 Für die Abtretung einer Forderung des Arbeitnehmers ist die Rechtswahl nur insoweit wirk-
sam, als Artikel 121 Absatz 3 sie für den Arbeitsvertrag zulässt. 

3 Die Form der Abtretung untersteht ausschliesslich dem auf den Abtretungsvertrag anwend-
baren Recht. 

4 Fragen, die nur das Verhältnis zwischen den Parteien des Abtretungsvertrages betreffen, 
unterstehen dem Recht, welches auf das der Abtretung zugrundeliegende Rechtsverhältnis 
anwendbar ist. 

 

Art. 146 

2. Übergang kraft Gesetzes 

1 Der Übergang einer Forderung kraft Gesetzes untersteht dem Recht des zugrundeliegenden 
Rechtsverhältnisses zwischen altem und neuem Gläubiger oder, wenn ein solches fehlt, dem 
Recht der Forderung. 

2 Vorbehalten sind die Bestimmungen des Rechts der Forderung, die den Schuldner schützen. 

 

 

 

 



 

 

Art. 147 

III. Währung 

1 Was unter einer Währung zu verstehen ist, bestimmt das Recht des Staates, dessen Währung 
in Frage steht. 

2 Die Wirkungen einer Währung auf die Höhe einer Schuld unterstehen dem Recht, das auf 
die Schuld anwendbar ist. 

3 In welcher Währung zu zahlen ist, richtet sich nach dem Recht des Staates, in dem die Zah-
lung zu erfolgen hat. 

 

Art. 148 

IV. Verjährung und Erlöschen einer Forderung 

1 Verjährung und Erlöschen einer Forderung unterstehen dem auf die Forderung anwendbaren 
Recht. 

2 Bei der Verrechnung untersteht das Erlöschen dem Recht der Forderung, deren Tilgung mit 
der Verrechnung bezweckt ist. 

3 Die Neuerung, der Erlass- und der Verrechnungsvertrag richten sich nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes über das auf Verträge anwendbare Recht (Art. 116 ff.). 

 

 

 

 


